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Würdigung: 
 
Zu 1. Ausgangslage 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die derzeit betriebene Bauleitplanung 
widerspricht dem genehmigten Vorbescheid nicht. 
  
Zu 2. Grundsätzliche Anforderungen an die Bauleitplanung 
Die Ausführungen zu den Anforderungen an eine kommunale Bauleitplanung werden zur 
Kenntnis genommen. Dem Vorwurf, die 3. Änderung des Bebauungsplanes wäre nicht unter 
einer ordnungsgemäßen Abwägung zustande gekommen, wird entschieden widersprochen. 
Selbstverständlich erfolgt eine nachvollziehbare Abwägung öffentlicher und privater Interes-
sen im Rahmen der Bauleitplanung. 
 
Zu 3. Zur Planungskonzeption 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Aus Sicht der Gemeinde wird auch an 
dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die genannten Anforderungen an eine ordnungs-
gemäße und rechtskonforme kommunale Planung selbstverständlich ernst genommen und 
auch eingehalten werden. Der Aussage, es handle sich bei den vorgeschlagenen Bau-
körpern um eine Festsetzung, wird widersprochen. Es handelt sich um eine „beispielhafte“ 
Darstellung. Eine Verbindlichkeit durch Festsetzungen ist nicht gegeben, da gemäß Buch-
stabe B Hinweise Nr. 4 die Baukörper als Hinweise ausgewiesen sind, mit dem Text „Vor-
geschlagene Bebauung“.  
 
Zur Klarstellung wird die Gebäudestudie des Planungsverbandes aus der zeichnerischen 
Darstellung des Bebauungsplanes entfernt und als Plandarstellung mit Erläuterung in die 
Begründung aufgenommen. 
 
Zu 3a Teil- Baugebietsfestsetzung und ungesicherte Erschließung 
Aus der Abgrenzung bezüglich Art und Maß der Nutzung zwischen GE 1 und GE 2 ergibt 
sich aus Sicht der Gemeinde keinesfalls die Notwendigkeit der „Bildung von Buch- / Bau-
grundstücken“, die zu einer Hinterliegersituation führen. Es wird lediglich für den Bereich des 



GE 1 aus städtebaulichen Gründen eine Mindestwandhöhe festgesetzt sowie die zulässigen 
Nutzungen differenziert, um zur Straßenseite hin ein höherwertiges Gestaltungsniveau zu 
erreichen, das der besonderen Lage entspricht. Eine solche Differenzierung innerhalb eines 
Buchgrundstücks ist im bestehenden Gewerbegebiet - z. B. westlich angrenzend auf der 
Fl.Nr. 2631/18 - bereits anzutreffen. Eine Teilung der Flächen ist weder festgesetzt noch von 
Seiten der Gemeinde geplant oder gewünscht. Daher ist der Einwand, Teilflächen wären 
nicht ausreichend erschlossen, nicht nachvollziehbar. 
 
Zu 3b Art der baulichen Nutzung 
aa) Wie in der Begründung dargestellt, plant die Gemeinde Neufahrn, eine städtebauliche 
Struktur zu entwickeln, die eine Adressbildung für höherwertiges und arbeitsplatzintensives 
Gewerbe ermöglicht, welches die Anbindung an den öffentlichen Schienenpersonennahver-
kehr optimal ausnutzen kann. Dazu soll von der vorhandenen Bebauung auf dem Grund-
stück 2631/18 ausgehend eine straßenbegleitende Baukörperstellung über eine Baulinie er-
reicht werden, sowie eine Zone entlang der Straße ausgewiesen werden, in der die Bauteile 
für Verwaltungs- und Entwicklungstätigkeiten angeordnet werden sollen. Für diese Zone ist 
auch vorgesehen, eine gewisse Mindestanzahl der Geschosse bzw. eine verpflichtende 
Wandhöhe, ähnlich wie bei der vorangegangenen Bebauungsplanänderung, einzuführen 
(GE 2). Die von der Straße abgewandten Grundstücksteile (GE 1) können dann wie bisher 
auch z. B. für Werkstatt- und Produktionsflächen genutzt werden. Aus Sicht der Gemeinde 
ist die Erreichung dieser städtebaulichen Ziele nur durch eine quantitative Begrenzung 
möglicher Lagerflächen zu erreichen, da ein Überwiegen einer reinen Lagernutzung dieser 
Konzeption widerspräche. Im Gemeindegebiet der Gemeinde Neufahrn befinden sich zudem 
ausreichend gewerbliche Flächen, auf denen eine Nutzung als Lager uneingeschränkt mög-
lich ist. Somit ist aus Sicht der Gemeinde auf den vorliegenden, aufgrund ihrer hervorragen-
den Anbindung an den zukünftigen S-Bahn Haltepunkt hochwertigen Fläche, die in der 
Stellungnahme beabsichtigte Nutzung nicht adäquat. Zudem soll die Attraktivität benachbar-
ter Betriebe nicht durch Lagerflächen im freien beeinträchtigt werden.  
 
bb) Grundsätzlich besteht aus Sicht der Gemeinde bereits in dem Gewerbegebiet westlich 
von Ort Neufahrn Richtung Eching ein Gewerbegebiet, in dem ausreichend Verkaufsflächen 
für Einzelhandelsnutzungen möglich sind. Tatsächlich hat die Gemeinde ein Überangebot an 
Verkaufsflächen in diesem Bereich des Gewerbegebietes zwischen Neufahrn und Eching. 
Somit gibt es aus ortsplanerischen Gründen keine städtebauliche Rechtfertigung, an einer 
relativ weit vom Ortskern entfernten Stelle weiteren Einzelhandel anzusiedeln. Diese wäre 
auch aus Gründen des Umweltschutzes nicht sinnvoll, da die Bürgerinnen und Bürger für die 
Einkäufe relativ weite Strecken zurücklegen müssten. Zudem bringen Verkaufsflächen für 
den angestrebten S-Bahnhaltepunkt keine stärkere Frequenz, da Einkäufe im Gemeindege-
biet zumeist nicht über das Schienennetz erfolgen. Es ist beabsichtigt die für den Haltepunkt 
erforderliche Frequenz durch Arbeiter*innen und Arbeitnehmer*innen zu erreichen. Die 
festgesetzten 100 m² Verkaufsfläche sind ausreichend, wenn es das Ziel ist, die Versorgung 
des Gebietes zu ermöglichen.  
 
Jedoch ist es sinnvoll, die zulässigen Verkaufsflächen generell in dem Gewerbebereich 
(GE 2) entlang der öffentlichen Straße zuzulassen und nur ausnahmsweise im hinteren 
Bereich der Bauflächen (GE 1), da gewerbliche Verkaufsflächen sich zumeist ja entlang der 
Straße positionieren möchten, um von der Kundschaft bestmöglich wahrgenommen zu 
werden. Die bisherige Festsetzung ist dementsprechend zu tauschen bzw. abzuändern. Die 
städtebauliche Begründung für den Ausschluss des Einzelhandels wird ergänzt. 
 
cc) Der genannte Sachverhalt bezieht sich auf das GE 2. Die städtebaulichen Überlegungen 
hierzu wurden bereits unter Punkt 3 b) aa) ausgeführt. Hierauf wird an dieser Stelle ver-
wiesen. Die in der Stellungnahme geforderten Änderungen entsprechen nicht den städtebau-
lichen Überlegungen der Gemeinde. 
 
dd) Der genannte Sachverhalt bezieht sich auf das GE 2. Die planerischen Ziele und Über-



legungen hierzu wurden bereits unter Punkt 3 b) bb) ausgeführt. Hierauf wird an dieser Stelle 
verwiesen. Die in der Stellungnahme geforderten Änderungen entsprechen nicht den städte-
baulichen Überlegungen der Gemeinde hinsichtlich der Zentrenstärkung. Darüber hinaus soll 
mit den Verkaufsflächen nur die Versorgung des Gebietes sichergestellt werden. 
 
Zu 3c Maß der baulichen Nutzung und Höhe der baulichen Anlagen 
 
aa) Die bisherige Festsetzung von einer GRZ von 0,85 ist tatsächlich nur schwer zu be-
gründen. Im vorliegenden Fall, in dem es um die Ansiedlung möglichst hochwertiger 
Nutzungen geht und auch Mindestwandhöhen festgesetzt werden, wäre aus Sicht der Bau-
verwaltung einer GRZ von 0,6 gut begründbar. Durch die Reduzierung der GRZ von Über-
schreitungen aller Art gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO sollten auf eine Gesamt-GRZ von 0,8 
begrenzt werden. Somit ist sichergestellt, dass auf jeden Fall eine begrünte, nicht versiegelte 
Teilfläche von 20 % verbleibt. Dieses entspricht dem Ziel der Gemeinde, höherwertige Ge-
werbegebiete mit geringerer Versiegelung zu entwickeln. Die Festsetzung im Bebauungsplan 
sowie die Begründung wird entsprechend ergänzt. 
 
bb) Die Wandhöhen sind grundsätzlich so ausgelegt, dass die angesprochenen Bauteile wie 
Absturzsicherung und Geländer ausreichend berücksichtigt sind. Eine darüber hinaus-
gehende Überschreitung ist daher aus Sicht der Gemeinde nicht erforderlich. Lediglich für 
untergeordnete Bauteile wie Fahrstuhlschacht, Anlagen der Gebäudetechnik etc. kann eine 
Erhöhung der zulässigen Wandhöhe um max. 2,0 Meter sinnvoll sein. Diese müssen jedoch 
architektonisch eingehaust und von der Gebäudekante um mindestens 3,0 Meter zurück-
versetzt sein. 
 
cc) In § 21a Abs. 1 BauNVO ist geregelt, dass Garagengeschosse oder ihre Baumasse in 
sonst anders genutzten Gebäuden auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse oder auf die 
zulässige Baumasse nicht anzurechnen sind, wenn der Bebauungsplan dies festsetzt oder 
als Ausnahme vorsieht. Ziel dieser Festsetzung ist, klarzustellen, dass zur maximal zu-
lässigen Geschossfläche im Gewerbegebiet die Garagen nicht hinzugerechnet werden und 
damit mehr Geschossfläche für die anderen Nutzungen verwendet werden kann. Die 
Festsetzung ist daher sinnvoll und wird weiter in den Festsetzungen durch Text behalten. 
 
Zu 3d Garagen und Stellplätze 
Die Errichtung der für die jeweilige Nutzung erforderlichen Stellplätze als oberirdische Stell-
plätze widerspricht dem städtebaulichen Ziel, eine gestalterische und planerische Struktur zu 
entwickeln, die die Ansiedlung von höherwertigem, arbeitsplatzintensivem Gewerbe ermög-
licht, welches die sehr gute Anbindung an den öffentlichen Schienenpersonennahverkehr 
optimal ausnutzen kann. Es wird daher an der Regelung festgehalten. Die Begründung wird 
entsprechend ergänzt. 
 
Zu 3e Bauliche Gestaltung 
 
aa) Bereits der rechtskräftige Bebauungsplan enthält eine Festsetzung, die bestimmt, dass 
„Flachdächer und flachgeneigte Dächer bis 7° ab einer Fläche von 100 qm zu begrünen 
sind“. Da es sich vorliegend um ein Gewerbegebiet handelt, ist davon auszugehen, dass die 
Dachflächen vollständig oder zumindest deutlich überwiegend 100 qm übersteigen, sodass 
eine Begrünung auch jetzt schon zwingend wäre. Im Übrigen stellt diese Festsetzung einen 
wichtigen Beitrag im Umgang mit dem Klimawandel und dem Entgegenwirken der Ver-
siegelung von Boden dar. Dachbegrünungen können innerhalb bebauter Strukturen positive 
Effekte auf die Stadtökologie haben. Neben einem wichtigen Beitrag für verschiedensten 
Tierarten sind besonders die Wirkungen für das Kleinklima hervorzuheben. Gerade in Zeiten 
des Klimawandels und schwindender Artendiversität gehört es auch zur Verantwortung einer 
Gemeinde, in der städtebaulichen Entwicklung darauf einzugehen und mit entsprechenden 
Vorgaben steuernd einzuwirken. Zu den positiven ökologischen Funktionsleistungen einer 
Dachbegrünung gehören die Verbesserung des Mikroklimas durch Verminderung der 



Wärmerückstrahlung, Erhöhung der Luftfeuchtigkeit und Temperaturausgleich, Staub- und 
Schadstoffbindung, Reduzierung des Niederschlagsabflusses und Abflussverzögerung (vgl. 
Arlt 2005). Daneben gehört die Bedeutung als Lebensraum für Tier- und Pflanzenarten 
hervorgehoben. Es wird daher an der Festsetzung festgehalten.  
 
bb) Ähnliches gilt für die Festsetzung 6.5. Bereits der rechtskräftige Bebauungsplan enthält 
eine Festsetzung die bestimmt, dass Mauern und fensterlose Gebäudeflächen mit einer 
Breite von mehr als 10 m und einer Höhe von mehr als 8,5 m - sofern die Fassadenkon-
struktion dies ermöglicht - ebenfalls mit dauerhaften, hochwüchsigen Kletterpflanzen zu 
begrünen sind. Auch diese Festsetzung stellt einen wichtigen Beitrag dar im Umgang mit 
dem Klimawandel, dient einer Verbesserung des Kleinklimas und leistet einen Beitrag zum 
Artenschutz. Fassadenbegrünungen können innerhalb bebauter Strukturen positive Effekte 
auf die Stadtökologie haben. Neben einen wichtigen Beitrag für verschiedenste Tierarten 
sind besonders die Wirkungen für das Kleinklima hervorzuheben. Gerade in Zeiten des 
Klimawandels und schwindender Artendiversität gehört es auch zur Verantwortung einer 
Gemeinde, in der städtebaulichen Entwicklung darauf einzugehen und mit entsprechenden 
Vorgaben steuernd einzuwirken. Zu den positiven klimatischen Wirkungen einer Fassaden-
begrünung zählen u. a. die Filterung von Luftschadstoffen, die Verbesserung des Mikro-
klimas und Effekte der Wärmedämmung (vgl. Arlt 2005). Zusätzlich kann eine Fassaden-
begrünung gezielt als Gestaltungsmittel zur optischen Bereicherung eines Stadtbildes bzw. 
Ortsbildes eingesetzt werden. Sie bietet darüber hinaus Lebensraum für Tierarten, vor allem 
für Insekten, Vögel und Spinnentiere. Es wird daher an der Festsetzung festgehalten.  
 
Zu 3f  Einfriedungen 
Der Empfehlung wird gefolgt. Die maximal zulässige Höhe der Einfriedungen wird auf 2,0 
Meter erhöht. Eine Einfriedung mit einer Schnitthecke ist gleichfalls zulässig, wenn die Höhe 
2,0 Meter nicht übersteigt. Die Festsetzung wird entsprechend angepasst. 
 
Zu 3g Werbeanlagen 
Der Empfehlung wird gefolgt, der Halbsatz „oder an der Schmalseite von Gebäuden“ unter 
Punkt 8.1 der Festsetzungen wird gestrichen. Die Anregungen zur Gestaltung sind leider zu 
unbestimmt und können daher nicht als Festsetzung aufgenommen werden. 
 
Zu 3h Grünordnung 
 
aa) Die Anzahl der Bäume ist über die textlichen Festsetzungen geregelt. Ein Standort für 
die Bäume wird nicht vorgegeben. Die bisherige hinweisliche Darstellung der Bäume beruht 
auf der vom Planungsverband entwickelten Gebäudevariante. Da diese Planungsvariante 
nur noch in der Begründung enthalten ist, werden auch die als Hinweis dargestellten Bäume 
aus der Planzeichnung entfernt. 
  
bb) Die Festsetzung bestimmt lediglich, dass die Versickerung auf dem jeweiligen - 
öffentlichen oder privaten - Grundstück oberflächig zu erfolgen hat. Es wird daher an der 
Festsetzung festgehalten. Zur Klarstellung wird hier ergänzt „… anfallendes Niederschlags-
wasser ist auf dem jeweiligen Grundstück, auf dem das Regenwasser anfällt, oberflächig und 
möglichst breitflächig zu versickern …“ 
 
Zu 3 i) Nebenanlagen 
Der Empfehlung wird gefolgt, eine entsprechende Festsetzung zu den Nebenanlagen gemäß 
§ 14 BauNVO wird in die Satzung aufgenommen. Die Nebenanlagen dürfen jedoch nicht in 
dem gemäß der Planzeichnung als „zu begrünende Fläche“ dargestellten Bereich errichtet 
werden. 
 
 
 
 



Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem 
Sachvortrag. Der Bebauungsplan ist entsprechend der Würdigung zu überarbeiten. 
 
Beratungsergebnis: 
 

 
Abstimmungs- 

Ergebnis 
 

 
 

: 

zugestimmt abgelehnt lt. Beschlussvor-
schlag 

Abweich. Beschluss 
(Rücks.) 

 
 
 
 
 
 
 


